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Schweizer Ermittlungen haben
dazu beigetragen, einen Online-
betrüger in England zu einer lan-
gen Freiheitsstrafe zu verurtei-
len. LetztenMittwochwurde ein
Universitätsstudent aus West-
London zu einer Freiheitsstrafe
von sieben Jahren verurteilt,weil
er sogenannte Phishing-Kits ent-
wickelt und verkauft haben soll.
Mit diesen wurden die Log-in-
Seiten von Banken gefälscht,wo-
mit die Zugangsdaten von Kun-
dinnen und Kunden abgegriffen
wurden. Betroffen waren auch
Schweizer Finanzinstitute, wie
die Bundesanwaltschaft (BA) am
Dienstag mitteilte.

Die falschen Internetseiten wa-
ren in der Schweiz von Mai bis
September 2022 aktiv. In dieser
Zeit wurden hiesige Bankkun-
dinnen und -kunden um rund
2,4 Millionen Franken betrogen,
wie die BA schreibt. Sie ermittel-
te in rund 30 Fällen.

Zugangsdaten im
Hintergrund abgegriffen
Die Betrugsmasche funktionier-
te demnach so: Die gefälschten
Bankwebsites wurden per An-
zeige auf derWebsuchmaschine
Google angezeigt. Wenn Bank-
kunden sich über diese Login-
seiten auf ihremKonto anmelden

wollten,wurden imHintergrund
ihre Zugangsdaten abgefangen.
Sowurde die Zweifaktorauthen-
tifizierung ausgelöst. Die Bank-
kunden bestätigten diese, da sie
glaubten, sich in ihr Bankkonto
einzuloggen. Mit dem so erhal-
tenen Zugang zum Bankkonto
fügten die Täter anschliessend
ein zusätzliches Gerät für die Be-
stätigung der Zwei-Faktor-Au-
thentifizierung auf dem E-Ban-
king-Konto der geprellten Kun-
den hinzu. So konnten sie sich
in der Folge unbemerkt amKon-
to der Bankkunden bereichern.

Die BAund das Fedpol hatten
die Ermittlungen zu den Betrü-

gereien im Juli 2022 aufgenom-
men und lokalisierten in der Fol-
ge den Entwickler undVertreiber
der Schadsoftware in England.
Weil die britischen Behörden
bereits ein ähnliches Verfahren
gegen die von der Schweiz ver-
dächtigte Person führten, über-
nahmen sie das Verfahren von
der Bundesanwaltschaft. Laut
den britischen Behörden erhiel-
ten sie auch Unterstützung aus
Finnland.

Der nun verurteilte 21-jährige
Student war laut den Briten ge-
ständig, die Schadsoftware ent-
wickelt und in Umlauf gebracht
zu haben. Über 1000 seiner Phi-

shing-Kits hatte er verkauft, die
69 Finanzinstitute und grosseOr-
ganisationen in 24 Ländern zum
Ziel hatten und weltweit einen
Schadenvonmindestens 100Mil-
lionen Pfund (rund 108Millionen
Franken) verursachten.

Staatsanwältin: «Finanzierte
verschwenderisches Leben»
Der verurteilte Student «han-
delte aus Gier und profitierte er-
heblich von diesem illegalen Un-
ternehmen, durch das er seinen
eigenenverschwenderischen Le-
bensstil auf Kosten unzähliger
Personen und Unternehmen fi-
nanzierte, die verheerende finan-

zielle Verluste und emotionalen
Schaden erlitten», wird die bri-
tische Staatsanwältin Sarah Jen-
nings in einer Mitteilung zitiert.

Der 21-Jährige war demnach
bereits im Oktober 2023 verhaf-
tetworden.Obwohl seineUniver-
sitätsunterkunft in Canterbury
durchsucht und seine Kommu-
nikationsgeräte beschlagnahmt
worden waren, bot er weiterhin
über den Chatdienst Telegram
seine Dienste für Betrüger an.
Erst im Mai 2024 wurde er
schliesslich ein zweites Mal ver-
haftet.

Fabio Lüdi

Englischer Student wegen Phishing zu sieben Jahren Haft verurteilt
Onlinebetrug Der Brite entwickelte sogenannte Phishing-Kits, die weltweit 100 Millionen Pfund Schaden anrichteten.

Konrad Staehelin

Wenn nichts Unerwartetes ge-
schieht, waren die Budgetstrei-
tereien im Parlament der letzten
Monate und Jahre keineAusnah-
me, sondern werden für die-
ses Jahrzehnt die Normalität in
der Schweiz.Das Finanzdeparte-
ment hat in den letztenWochen
Finanzpolitikerinnen und -po-
litiker darüber informiert, dass
es nach dem bereits aufgegleis-
ten «Entlastungspaket 27» ein
nächstes geben dürfte. Die Ver-
waltung wird dieses wohl so
planen, damit es zwei Jahre nach
dem ersten, also im Jahr 2029, in
Kraft tritt. Das bestätigen meh-
rere Mitglieder der Finanzkom-
missionen des Parlaments ge-
genüber dieser Redaktion.

Nach Jahrzehnten, in denen
die Einnahmen stärker als die
Ausgaben stiegen, ist der Bund
nach der Pandemie in Finanz-
probleme geraten. Gründe da-
für sind neben der Demografie,
die zu einem höheren Bundes-
anteil anderAHVführt,politische
Entscheidungenwie die 13. AHV-
Rente oder die Erhöhung des
Armeebudgets.

Diese Posten sind auchmass-
geblich verantwortlich dafür,
dass 2029 abermals ein Defizit
droht. Da jedoch in jenem Jahr
der letzte Babyboomer-Jahrgang
in Pension geht, scheint realis-
tisch, dass zumindest die de-
mografische Komponente sich
nicht weiter negativ aufs Bud-
get auswirkt.

Um die im internationalen
Vergleich strenge Schweizer
Schuldenbremse einzuhalten,
haben die Politiker bisher insbe-
sondere bei den Eigenausgaben
des Bundes, der Entwicklungs-
hilfe oder der Bildung angesetzt.

Bund peilt Einsparungen
von 2,4Milliarden an
Da diese Sparpolitik langfristig
zu einseitig wäre, hat Finanz-
ministerin und Bundespräsiden-
tin Karin Keller-Suttervergange-
nes Jahr ein Sparpaket aus ver-
schiedenenGesetzesänderungen
auf denWeg gebracht. ImHerbst
will der Bundesrat dieses Paket
ins Parlament schicken.Schon im
Jahr 2027 soll es dank eines be-
schleunigtenVerfahrens in Kraft
treten.

Sollte das Parlament denVor-
schlag des Bundesrats unverän-
dert akzeptieren,würde dies das

Bundesbudget im ersten Jahr um
2,4 Milliarden Franken entlas-
ten. Bis 2029 würde der Betrag
auf 3,2 Milliarden anwachsen.
2024 betrugen die Gesamtaus-
gaben des Bundes 84 Milliarden.

«Allerdings werden selbst
bei einer vollständigen Umset-

zung des ‹Entlastungspakets 27›
ab 2029 gemäss heutiger Ein-
schätzungweitere Bereinigungs-
massnahmen notwendig sein»,
schreibt die Finanzverwaltung,
die Keller-Sutters Departement
angegliedert ist. Das Defizit be-
trägt dann gemäss heutiger Pla-

nung bereits wieder 1,4 Milliar-
den Franken.

«Die Unsicherheit ist hier aber
noch gross», heisst es weiter.
«Der Bundesrat wird deshalb zu
gegebener Zeit Vorschläge vor-
legen müssen,wie damit umzu-
gehen ist.»

Das heisst, dass noch unklar ist,
in welchen Bereichen der Bun-
desrat bei der Neuauflage spa-
ren will und welche Summe er
anpeilt. Auch scheint noch nicht
definiert, ob wie beim ersten
Paket eine Kommission aus ex-
ternen Fachpersonen erste Vor-

schläge liefernwird, auf die sich
die Verwaltung danach stützt.

Hingegen ist davon auszu-
gehen, dass die Finanzministe-
rin den Prozess früher initiieren
würde als beim «Entlastungs-
paket 27». Dieses krankt daran,
dass aufgrund des engen Zeit-
plans die Zeit für eine seriöse
Behandlung fehlt, sollte das Par-
lament dem Vorschlag des Bun-
desrats neue Elemente hinzu-
fügen wollen.

Spareffekt bei Klima und
Migration am grössten
Sowird das Sparpaket im Parla-
ment also eherweiteranVolumen
ab- denn zunehmen. Zum Bei-
spielwird derVorschlag des Bun-
desrats, die Kapitalbezüge aus
der zweiten und dritten Säule
von über 100’000 Franken stär-
ker zu besteuern, auf geschlos-
senen bürgerlichen Widerstand
stossen.

Bereits während der Erarbei-
tung der jetzigenVersion des Pa-
kets ging das anvisierteVolumen
für das erste Jahr nach Inkraft-
setzung von anfänglich 3,9 Mil-
liarden Franken auf die jetzi-
gen 2,4 Milliarden zurück. Übrig
geblieben sind 57 Massnahmen;
den grössten Spareffekt haben
Kürzungen in den Bereichen Kli-
ma (372 Millionen Franken im
Jahr 2027), Integration und Mi-
gration (243 Millionen) sowie
Bahnverkehr (200 Millionen).

Die Linke istmit einemGross-
teil dieser Massnahmen nicht
einverstandenunddrohtmit dem
Referendum.Sie schlägt stattdes-
sen vor, die Schuldenbremse zu
lockern: In ihrer heutigen Form
stabilisiere diese die Schulden-
quote nicht, sondern senke sie.
Das jedoch sei gar nicht das Ziel
des Instruments. Bisher fanden
entsprechende Vorschläge aber
keine Mehrheiten.

Keller-Sutter plant schon das zweite Sparpaket
Bundeshaushalt Das «Entlastungspaket 27» ist noch nicht einmal im Parlament,
da zieht amHorizont schon das nächste auf. Dabei ist aber noch einiges unklar.

Karin Keller-Sutter an der Medienkonferenz zum Entlastungspaket Ende Juni in Bern. Foto: Anthony Anex (Keystone)
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Krieg in Gaza 45 israelische Staats-
angehörige, die in derSchweiz le-
ben, haben sich letzte Woche in
einem offenen Brief an Aussen-
minister Ignazio Cassis gewandt.
Das berichtete gestern SRF. Im
Brief, aus demSRFzitiert, fordern
sie die SchweizerRegierung dazu
auf, «ihre diplomatischen Kanä-
le zu nutzen», um die israelische
Regierung zur Öffnung Gazas
für uneingeschränkte humanitä-
re Hilfe zu bewegen. Die Unter-
zeichnenden betonen, dass auch
für sie die Hamas-Angriffe vom
7. Oktober 2023 «eine Quelle tie-
fen Schmerzes und Leids» seien.
Dennoch sei dies keine Rechtfer-
tigung für das massenhafte Aus-
hungernvonZivilistinnenundZi-
vilisten. Der Brief wurde kurz vor
der erstmaligenWiederzulassung
grösserer Hilfslieferungen durch
Israel am 27. Juli versendet. Die
Initiierenden sehen die Schweiz
als besonders geeignet, aufgrund
ihres Ansehens im humanitären
Völkerrecht, aktiv zuwerden. (red)

Israelis in der
Schweiz schreiben
Brief an Cassis

Engadin Der Schweizerische Na-
tionalpark im Engadin feiert am
1.August sein 111-jähriges Beste-
hen. Trotz strenger Schutzvor-
schriften ist derParkmit Heraus-
forderungen konfrontiert, um
die Unversehrtheit dieses Natur-
juwels zu bewahren. Er wurde
als erstes Schweizer Gebiet auf
die «Grüne Liste» derWeltnatur-
schutzunion (International Uni-
on for Conservation of Nature)
gesetzt und gehört somit zu ei-
nem der bestgeschützten Natio
nalparks der Welt. Hier dürfen
weder Wege verlassen, Blumen
gepflückt, Wiesen gemäht, Tie-
re getötet noch Bäume gefällt
werden. Die Natur ist sich selbst
überlassen, und es darf nichts an
ihr verändert werden. Doch so
streng die Schutzbestimmungen
auch sein mögen: Letztes Jahr
sorgte der Abschuss des ansäs-
sigen Wolfsrudels für nationale
Empörung. Weiter müssen sich
die Parkbetreibendenmit ausge-
tretenem Gift im Nationalpark-
Fluss herumschlagen und Tau-
sende Fische umsiedeln. (SDA)

Ein 111 Jahre
langer Kampf
für die Natur

Spezialitätenchemie Der Bauche-
mie- und Klebstoffhersteller Sika
hat imerstenHalbjahr2025weni-
ger Umsatz erzielt als in der ent-
sprechenden Vorjahresperiode.
Die Prognosen fürUmsatz imGe-
samtjahrwerdenetwasdefensiver
formuliert. Der Umsatz ging von
Januarbis Juni um2,7 Prozent auf
5,68 Milliarden Franken zurück,
wie Sika gestern mitteilte. Unter
Ausklammerung der Währungs-
effekte – hier fiel vor allem der
schwächereUS-Dollar insGewicht
– resultierte ein Plus von 1,6 Pro-
zent. Davon gelangen 0,6 Prozent
organisch und 1,0 Prozent über
Akquisitionen.Trotz eines schwie-
rigenwirtschaftlichenUmfelds sei
man in Lokalwährungen weiter
gewachsen und habe gegenüber
der Vergleichsperiode des Vor-
jahres auch die Gewinnmarge auf
Ebitda-Stufe gesteigert, heisst es
zum Geschäftsverlauf. (SDA)

Sika formuliert
Prognosen
defensiver

Markus Brotschi
und Loris Brasser

Die Schweiz blickt auf ein vier-
wöchiges Fussballfest rund um
die Frauen-EM zurück: 31 Spiele
mit über650’000Zuschauerinnen
und Zuschauern – und die Poli-
zei verzeichnet kaum nennens-
werte Zwischenfälle. Gleichzeitig
mit dem Ende des Turniers star-
tete am Wochenende die Super
League der Männer in die neue
Saison – und bereits knallte es
wieder.Nach demSpiel zwischen
dem FC Sion und dem FC Zürich
am Freitagabend kam es zu zwei
Polizeieinsätzen.Sowurdedie Po-
lizeiwährend einerVerkehrskont-
rollevonFCZ-Fans bedrängt,wor-
aufhin sieGummischrot einsetzte.

Mit Blick auf solche und viel
gravierendereVorfälle haben nun
sechs Politikerinnen dasWort er-
griffen. Die Sicherheitsdirekto-
rinnen der EM-Austragungsorte
appellieren an die Verantwort-
lichen des Schweizer Fussballs:
Die Frauen-EM müsse Anlass
und Vorbild sein, um auch im
Männerfussball zu einer anderen
Fankultur zu kommen. «Ziehen
Sie die nötigen Lehren für den
Männerfussball», sagt die Bas-
ler Sicherheitsdirektorin Stepha-
nie Eymann.

Offener Brief an die
Fussballverantwortlichen
Eymann und ihre Mitstreiterin-
nen fordern in einem offenen
Brief die Spitzen des Schweizeri-
schenFussballverbands (SFV)und
derFussballliga auf, den Steilpass
der Frauen-EM zu nutzen.

Die Verantwortlichen des
Schweizer Fussballs warnen al-
lerdings davor, Anlässe wie die
Frauen-EMund den Spielbetrieb
der Super League derMänner ge-
geneinander auszuspielen. «Es
ist ein ganz anderes Publikuman

dieser Frauen-EM», sagte SFV-
Generalsekretär Robert Breiter
gestern an der Bilanz-Medien-
konferenz zur EM. «Wirmüssen
aufpassen, dasswir nicht alles in
einenTopfwerfen und nicht Din-
ge vergleichen, die nur schwer
vergleichbar sind.»

Doch genau diese Darstel-
lung, wonach die Männerspiele
ein anderes Publikum anziehen
würden als der Frauenfussball,
stellt Eymann infrage. «Zwischen
dem Publikum des Frauen- und
jenem des Männerfussballs gibt
es durchaus eine Schnittmen-
ge. Manche Leute, die Spiele der
Frauen-EMbesucht haben, trau-
en sich beimMännerfussball ein-
fach nichtmehr ins Stadion, oder
sie wurden von der dort herr-
schenden Stimmung vergrault»,
sagt sie auf Anfrage. Beim Frau-
enfussball müssten Besucherin-
nen undBesuchernicht befürch-
ten, von gegnerischen Fans atta-
ckiert zuwerden, nurweil sie das
Trikot des anderenTeams trügen.

Kooperativeres Verhalten
der Vereine gewünscht
Eymann kritisiert auch die Ver-
antwortlichen der Fussballliga
und der Clubs. «Wenn es um
Massnahmenwie das Kaskaden-
modell geht, kommt immer sehr
schnell Ablehnung.» Sie wün-
sche sich ein kooperativeresVer-
halten der Vereine, wenn es um
die Aufklärung von Ausschrei-
tungen gehe. Das Kaskadenmo-
dell besteht aus einemvierstufi-
gen Plan, der je nach Schwere der
Vorfälle von einem verordneten
Dialog von Fans und Behörden
bis zu Fansektor-Sperren und
Geisterspielen geht.

«Wenn die Clubs bei Gewalt
ausserhalb der Stadien behaup-
ten, dafür sei die Polizei zustän-
dig, machen sie es sich zu ein-
fach. Die Clubs kennen ihre Fans

undwissen,welche Gruppierun-
gen hinter den Ausschreitungen
stehen.» Die Vorfälle ausserhalb
des Stadions liessen sich nicht
einfach vom Fanverhalten im
Stadion trennen: «Die Gewalttä-
ter organisieren sich nach Club-
zugehörigkeit und sind an den
Spieltagen aktiv.»

Die Bevölkerung
hat genug
Bei derKonferenz der kantonalen
Justiz- und Polizeidirektorinnen
und -direktoren (KKJPD) rennen
die Sicherheitsdirektorinnen der
EM-Austragungsorte offene Tü-
ren ein. «Ich unterschreibe die
Forderungen der Sicherheitsdi-
rektorinnen voll und ganz», sagt
KKJPD-Präsidentin Karin Kayser-
Frutschi.DieAusschreitungen, zu
denen es beim Männerfussball
vor allem ausserhalb der Stadien
komme, würden von der Bevöl-
kerung «nicht mehr akzeptiert»,
sagt die Nidwaldner Justiz- und
Sicherheitsdirektorin. «Die Frau-
en-EM ist das Paradebeispiel da-
für, dass es auch anders geht.»

Gefordert seien nun nebst der
Politik in erster Linie die Clubs
und die Schweizer Fussballliga.
Diesemüssten in einen ernsthaf-
ten Dialogmit den Fanorganisa-
tionen treten. Ausschreitungen
wie letztes Wochenende nach
dem Spiel des FC Zürich gegen
Sion seien schlicht nicht mehr
tolerierbar. «Sich auf der Club-
Homepage von Gewalt zu dis-
tanzieren, genügt nicht.» Nach
den Sommerferien findet zum
Thema ein Treffen der KKJPD,
genauer der Arbeitsgruppe der
Bewilligungsbehörden, mit der
Schweizer Fussballliga statt.

«DerAppell ist angekommen,
er wird auch beantwortet wer-
den», sagt SFV-Generalsekretär
Breiter. Er verweist allerdings
darauf, dass Spiele der Schwei-

zer Nati, ob Frauen oder Män-
ner, ein anderes Publikum an-
zögen. Auch bei den Spielen der
Männer-Europameisterschaften
gebe es in derRegelweniger Fan-
gewalt als bei Spielen von Club-
meisterschaften.

Die Berner SP-Ständerätin
Flavia Wasserfallen besucht re-
gelmässig Männer- wie Frau-
en-Fussballspiele. Auch sie lobt
die Fankultur der Frauen-EM.
Sowohl in den Stadien wie an
den Fanmärschen und den Pu-
blic Viewings habe eine ausge-
sprochen friedliche und fröhli-
che Stimmung geherrscht.

«Verhalten der Spieler
beeinflusst Fankultur»
Sie führt das unter anderem auf
die Zusammensetzung des Pu-
blikums zurück. «Wenn das Pu-
blikum divers ist, mehr Frauen
und Eltern mit ihren Kindern
die Spiele besuchen, gibt es eine
friedlichere Stimmung vor, nach
undwährend der Spiele.»Aktio-
nenwie Kids Days, an denen Kin-
der vergünstigt oder gratis den
Match besuchen können, trügen
zu einer anderen Zusammenset-
zung des Publikums bei. Aber
auch das Verhalten der Spieler
wirke sich auf die Fankultur aus.
Punkto Fairness könnten sich die
Männer einVorbild an den Spie-
lerinnen nehmen.

Generell sieht Wasserfallen
aber auch die Entwicklung im
Männerfussball positiv, auch
wenn es ausserhalb des Stadions
nach wie vor zu Gewalt kommt.
In den letzten drei Jahren habe
die Zahl der Super-League-Spie-
le abgenommen, in deren Um-
feld es zu schweren Gewaltereig-
nissen kam. Forderungen nach
mehr Repression lehnt Wasser-
fallen ab. Die Behörden hätten
mit demKaskadenmodell bereits
eine griffige Handhabe.

«Ausschreitungenwerden
nichtmehr akzeptiert»
Women’s Euro 2025 Die Stimmung an der Fussball-Europameisterschaft der Frauen war friedlich.
Jetzt fordern Sicherheitsdirektorinnen Clubs und Liga auf, sich daran ein Vorbild zu nehmen.

Die Fanmärsche an der Europameisterschaft mit Tausenden von Teilnehmenden – hier am 6. Juli in Bern – verliefen alle friedlich. Fotos: Beat Mathys / Dominik Plüss / Keystone

«Die Clubs kennen
ihre Fans und
wissen, welche
Gruppierungen
hinter den
Ausschreitungen
stehen.»
Stephanie Eymann
Sicherheitsdirektorin Basel-Stadt

«Es ist ein anderes
Publikum an
dieser Frauen-EM.
Wirmüssen
aufpassen, dass
wir nicht alles in
einen Topf werfen.»
Robert Breiter
SFV-Generalsekretär


